
 
 

www.oldenburg.de/kks 

Richtlinie über die Erstattung von Kosten für die 
Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden im 
Sanierungsgebiet Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp 
vom 18. Dezember 2023 

Präambel 
Das Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ ist ein verdichtetes Wohngebiet mit 
überwiegend Geschosswohnbauten der 60er und 70er Jahre des letzten Jahrhun-
derts. Das Gebiet wurde als typisches Wohnquartier dieser Zeit mit einem hohen An-
teil von Verkehrsflächen und großzügigen Frei- und Grünräumen zwischen den Ge-
bäuden errichtet. Die Nutzung wird überwiegend vom Wohnen bestimmt. Das Gebiet 
wird von der A 293 durchquert, was zu entsprechend hohen Lärmemissionen führt.  

Trotz der hohen Wohndichte sind außer einer Kindertagesstätte keine sozialen Ein-
richtungen im Gebiet vorhanden. Strukturen der Selbstorganisation unter der Bewoh-
nerschaft sind nicht erkennbar. 

Die monotone Bauweise, der Bauzustand mit erheblichen Modernisierungsrückstän-
den in den Geschosswohnbauten, die stadtrandnahe Lage, die Lage an der A 293, 
das Fehlen von Nutzungsmischungen und weitere Gründe führten zu einem ver-
gleichsweise niedrigen Mietniveau, das über einen längeren Zeitraum bestimmte 
Zielgruppen anzog. Das geringe Mietniveau und kaum vorhandene Optionen einer 
Mietpreissteigerung bei den Eigentümerunternehmen führten zu einem Modernisie-
rungsrückstand in den Geschosswohnbauten und einer eintönigen Gestaltung des 
Wohnumfeldes. Der gebäudebezogene Freiraum ist funktional und gestalterisch als 
Aufenthaltsraum außerhalb der Wohnung nicht geeignet. 

Gleichzeitig hat das Gebiet eine wichtige Funktion im gesamtstädtischen Wohnungs-
markt, weil in anderen städtischen Gebieten kaum noch vergleichbar preiswerte 
Wohnungen verfügbar sind und keine Aussichten für den Neubau von Wohnungen 
für diese Bewohnergruppen bestehen. Damit kann aber nicht ausgeschlossen wer-
den, dass das Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ sozial und wohnlich stigmati-
siert wird. Erste Anzeichen der sozialen Segregation sind bereits erkennbar. 

Um diese Fehlentwicklungen durch Maßnahmen im öffentlichen und privaten Frei-
raum sowie im Gebäudebestand mindestens aufzuhalten und teilweise zu revidieren, 
wurde das Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ 2016 in das Städtebauförde-
rungsprogramm „Soziale Stadt“ (seit 2020: Sozialer Zusammenhalt - Zusammen-
leben im Quartier gemeinsam gestalten) aufgenommen. 

Damit stehen in den nächsten Jahren Fördermittel für Modernisierungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen an privaten Wohn- und Geschäftsgebäuden im Sanierungsge-
biet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ zur Verfügung. 
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Gemäß Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen (R-StBauF) kann 
die Stadt Oldenburg Zuwendungen für private Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen als Förderpauschale gewähren. Die Pauschalierung soll auf 
Grundlage einer städtischen Modernisierungsrichtlinie (Förderrichtlinie) erfolgen. 

Die Stadt Oldenburg fördert im Rahmen ihres Maßnahmenprogramms im Sanie-
rungsgebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ auf schriftlichen Antrag der Eigentü-
merinnen und Eigentümer oder Erbbauberechtigten Modernisierungs- und Instand-
setzungsmaßnahmen an Gebäuden im Fördergebiet im Sinne von Ziffer 5.3.3.1 Ab-
satz 5 c) der R-StBauF in der jeweils gültigen Fassung (Neufassung 2022). Die För-
derung dient der Erreichung der Ziele und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaß-
nahme „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ und soll zu einer gestalterischen und funk-
tionalen Aufwertung im Gebiet und stärkeren sozialen Durchmischung beitragen. 

Der Geltungsbereich dieser Richtlinie ist auf das förmlich festgelegte Sanierungsge-
biet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ – im Weiteren „Fördergebiet“ genannt - räum-
lich beschränkt (Anlage 1). 

§ 1 Gegenstand und Zweck der Förderung 
(1) Gegenstand der Förderung ist die Modernisierung der Gebäude im Sanierungs-

gebiet Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp mit dem Ziel, den Wohnungs- und Ge-
bäudebestand zeitgemäß zu modernisieren und somit sowohl gesunde Wohn-
bedingungen als auch energetische und städtebauliche Verbesserungen zu 
schaffen. 

(2) Förderfähig sind nur solche Maßnahmen, die in Übereinstimmung mit den Zie-
len der Sanierung sowie übergeordneten gesetzlichen Regelungen stehen. Ge-
fördert werden können: 

 Maßnahmen zur Modernisierung und Instandsetzung im Sinne von § 177 
Baugesetzbuch (BauGB) des privaten Gebäudebestandes, 

 im Zusammenhang mit Maßnahmen am Gebäude vorgesehene Maßnahmen 
an den Außenanlagen: 

− Maßnahmen im Außenbereich, die im direkten Funktionszusammen-
hang stehen (zum Beispiel Fahrradabstellanlagen, Müllsammelplätze), 

− öffentlich zugängliche Spielangebote, 

− Maßnahmen, die der ökologischen Aufwertung dienen (Verbesserung 
der Biodiversität und des Mikroklimas, Dach-/Fassadenbegrünung, Ent-
siegelung). 

 
 Planungsleistungen zur Vorbereitung von Modernisierungs- und Instandset-

zungsmaßnahmen (Modernisierungsgutachten, sonstige Gutachten, Pla-
nungsleistungen), die von nach der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) 
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vorlageberechtigten Architektur- und Ingenieurbüros erbracht werden. 

 Notwendige Architekten- oder Ingenieurleistungen und Kosten für Sachver-
ständige (einschließlich Leistungen von Energieberatern und Ähnliches) wer-
den auf der Grundlage der Vergütungsregelungen der Honorarordnung für 
Architekten und Ingenieure (HOAI) in der jeweils gültigen Fassung bezie-
hungsweise der Vergütungsvorschläge des Ausschusses der Verbände und 
Kammern der Ingenieure und Architekten für die Honorarordnung e. V. 
(AHO) gefördert. 

 Die Förderung verfolgt den Zweck der Mängel- und Missstandsbeseitigung 
im Sanierungsgebiet. Die Maßnahmen müssen im Einklang mit den städte-
baulichen und nachhaltigen Zielvorstellungen der Stadt Oldenburg gemäß 
den Vorbereitenden Untersuchungen einschließlich der aktuellen Rahmen-
planung stehen. 

(3) Nicht förderfähig sind: 

 Reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten, 

 Maßnahmen, die den im Fördergebiet üblichen durchschnittlichen baulichen 
Standard wesentlich überschreiten (Luxusmodernisierungen), 

 Maßnahmen, die die Ortstypik des Gebäudes erheblich verändern, 

 Wohnflächenerweiterungen. 

§ 2 Antragsberechtigte und Zuschussempfänger 
(1) Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Eigentümergemeinschaften, kleine und 

mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, Unternehmen der Woh-
nungswirtschaft sowie Vereine, Verbände und gemeinnützige Stiftungen, wenn 
es sich dabei jeweils um die Eigentümerinnen und Eigentümer oder Erbbaube-
rechtigte handelt. 

(2) Die Antragsberechtigung von Gemeindeverbänden und sonstige Körperschaf-
ten, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ist im Einzelfall zu prüfen. 

(3) Der Bund und die Länder sind nicht antragsberechtigt. 
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§ 3 Zuwendungsvoraussetzungen 
(1) Das zu fördernde Gebäude muss mindestens 30 Jahre alt sein. 

(2) Die Modernisierungsmaßnahmen sollen das Mietniveau nicht oder nur gering 
erhöhen. Vereinbarungen hierzu werden im Zusammenhang mit der Moderni-
sierungsvereinbarung gemäß § 6 getroffen. 

(3) Bis zum Abschluss einer Modernisierungsvereinbarung gemäß § 6 Absatz 3 
darf mit dem Vorhaben nicht begonnen werden. 

(4) Grundlage für die Modernisierungsvereinbarung und die Ermittlung des Förder- 
beziehungsweise Kostenerstattungsbetrages stellt ein Modernisierungsgutach-
ten dar. Dieses ist durch eine Bauvorlageberechtigte/einen Bauvorlagerberech-
tigten zu erstellen. Bestandteil des Gutachtens ist unter anderem eine Kosten-
ermittlung nach DIN 276. Die Mindestanforderungen für den Inhalt des Moderni-
sierungsgutachtens gemäß Anlage 2 sind einzuhalten. Grundlage der Erstat-
tung der Kosten für das Modernisierungsgutachten ist eine vor Beauftragung zu 
schließende Vereinbarung zwischen der/dem Antragstellenden und der Stadt 
Oldenburg über die Förderung des Modernisierungsgutachtens (vergleiche § 6 
Absatz 3). 

(5) Änderungen im Umfang und Inhalt der Maßnahmen sind der Stadt Oldenburg 
unverzüglich anzuzeigen und von der Stadt Oldenburg zu genehmigen; eine 
Anpassung der Modernisierungsvereinbarung ist gegebenenfalls erforderlich. 
Vorher nicht vereinbarte beziehungsweise angezeigte Maßnahmen werden 
nicht gefördert. Abweichungen von den Antrags- und Vertragsgrundlagen kön-
nen zum Verlust der Förderung in Teilen oder insgesamt führen. 

(6) Die Begleitung der Umsetzung der Maßnahme durch eine/einen Bauvorlagebe-
rechtigte/ Bauvorlageberechtigten ist zwingend erforderlich. 

(7) Die Maßnahmen müssen nachhaltig bauliche, städtebauliche und gestalterische 
Missstände sowie Mängel beseitigen. Die Restnutzungsdauer nach Abschluss 
der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen muss mindestens 30 
Jahre betragen. Das Gebäude ist laufend instand zu halten. 

(8) Den Grundsätzen des fachgerechten Bauens und den Regeln der Bautechnik 
ist Rechnung zu tragen. Die bauordnungsrechtliche Zulässigkeit der Maßnah-
men muss gegeben sein. Die geförderten Maßnahmen müssen grundsätzlich 
wirtschaftlich und technisch sinnvoll umsetzbar sein. Die Kosten der Moderni-
sierung und Instandsetzung dürfen die Kosten eines vergleichbaren Neubaus 
nicht überschreiten. 

(9) Die technischen Standards des Programms „Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude“ sind auch für den Einsatz der Städtebaufördermittel maßgeblich (techni-
sche Mindestanforderungen). 
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(10) Der Einsatz der Städtebaufördermittel erfolgt nachrangig. Es ist zu prüfen, wel-
che anderen Fördermittel eingesetzt werden können (zum Beispiel Fördermittel 
des Programms „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ (BEG), Mittel des 
städtischen Programms zur energetischen Altbausanierung und/oder der Woh-
nungsbauförderung des Landes Niedersachsen). Die Prüfung ist nachzuweisen 
durch Negativbescheid beziehungsweise Begründung, warum eine Antragstel-
lung nicht möglich ist. 

(11) Maßnahmen können in mehreren Abschnitten und über einen Zeitraum von ma-
ximal drei Jahren durchgeführt werden, wenn es aus technischen, wirtschaftli-
chen oder sozialen Gründen zweckmäßig ist. Diese Teilmaßnahmen müssen 
Bestandteil eines Gesamtmodernisierungskonzeptes/eines Modernisierungsver-
trages sein. Es muss sich weiterhin um in sich abgeschlossene bauliche Leis-
tungen handeln. Die jeweilige Regelung wird in die Modernisierungsvereinba-
rung aufgenommen. 

(12) Mehrere Vereinbarungen für eine Liegenschaft können nicht abgeschlossen 
werden. 

(13) Mit der Durchführung der Sanierungsmaßnahmen dürfen nur Fachhandwerks-
betriebe beauftragt werden, mit Ausnahme der in Punkt 14 aufgeführten Leis-
tungen. 

(14) Eigenleistungen werden gefördert, wenn die fachgerechte Durchführung der 
Maßnahme durch die/den Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten be-
stätigt wird. Berechtigt zur Erbringung von Eigenleistungen sind die/der Antrag-
stellende sowie die/der (Ehe-)Partnerin/(Ehe-)Partner, bei juristischen Personen 
die Organmitglieder beziehungsweise Gesellschafter. Der Kostenanteil der 
Eigenleistungen darf 30 Prozent der Kosten der gesamten Baumaßnahme nicht 
überschreiten. Der Aufwand darf mit höchstens 12 Euro pro Stunde bewertet 
werden. Es ist ein Bautagebuch zu führen und durch die/den begleitende/be-
gleitenden Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten zu bestätigen. Bei 
Eigenleistungen werden weiterhin die Materialkosten berücksichtigt, welche de-
tailliert nachgewiesen werden müssen. Im Vorfeld ist ein Leistungsverzeichnis 
mit dem notwendigen Stundenaufwand zu erstellen und einzureichen. Dies ist 
Bestandteil des abgeschlossenen Vertrages. 

(15) Die Förderung setzt voraus, dass sich die/der Antragstellende mit der Verarbei-
tung der im Rahmen des Förderprogramms erhobenen Daten einverstanden er-
klärt. Die Daten können zu statistischen Zwecken anonymisiert genutzt werden.  

(16) Die Stadt Oldenburg behält sich vor, jederzeit eine Besichtigung der Ausführung 
der geförderten Maßnahmen durchzuführen. 

(17) Für die Vergabe von Aufträgen im Zuge der Umsetzung gilt, dass grundsätzlich 
mindestens drei Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern sind. Die An-
gebote müssen vergleichbar sein. Bei umfassenden Maßnahmen kann eine 
europaweite Ausschreibung erforderlich sein. Das wirtschaftlichste Angebot ist 
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anzunehmen. Im Zuge der Schlussabrechnung ist dies entsprechend zu doku-
mentieren. 

(18) Die Regelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung 
(Anlage 4) werden Bestandteil der Modernisierungsvereinbarung und sind 
durch die Förderempfänger zu berücksichtigen. 

(19) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht.  

(20) Die Antragstellenden verpflichten sich, bauliche Maßnahmen und Veränderun-
gen hinsichtlich der Nutzung während des Sanierungszeitraums der Gesamt-
maßnahme nur im Einvernehmen mit der Stadt Oldenburg durchzuführen (nach 
Abschluss der Maßnahme); die Regelung wird in der Modernisierungsvereinba-
rung konkretisiert. 

(21) Der Fördergegenstand beziehungsweise das Grundstück darf nicht als Spiel-
halle, Wettbüro, Sexshop, Bordell, für Wohnungsprostitution und ähnliche Nut-
zungen, die den Zielen der Sanierung im Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoff-
kamp“ entgegenwirken, verwendet werden. 

§ 4 Art, Umfang und Maximalhöhe der Förderung 
(1) Die Zuwendung wird im Wege der Anteilsfinanzierung als Projektförderung in 

Form einer nicht rückzahlbaren Kostenerstattung gewährt. 

(2) Die Höhe der Kostenerstattung beträgt maximal 30 Prozent der anerkennungs-
fähigen Kosten beziehungsweise maximal (brutto) 34.000 Euro pro Gebäude 
(für das Jahr 2023, für Folgejahre zuzüglich einer jährlichen Steigerung um die 
Teuerungsrate des Baupreisindex, veröffentlicht durch das Statistische Landes-
amt). 

(3) Die Begleitung der Umsetzung der Maßnahme durch eine/einen Bauvorlagebe-
rechtigte/Bauvorlageberechtigten wird im Rahmen der unter Absatz 2 genann-
ten maximalen Kostenerstattung gefördert bis zum maximalen Mindestsatz ge-
mäß HOAI. Umbauzuschläge werden bis zu maximal 20 Prozent anerkannt, 
Nebenkosten bis zu maximal 5 Prozent. 

(4) Die Kosten für die Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens nach § 3 Ab-
satz 4 dieser Förderrichtlinie können gefördert werden. Im Fall der Umsetzung 
einer Modernisierungsmaßnahme im Zeitraum von drei Jahren nach Erstellung 
des Modernisierungsgutachtens erfolgt eine Erstattung der Kosten für das Gut-
achten bis zu 100 Prozent der sich gemäß Mindestsatz HOAI ergebenden Kos-
ten. In allen übrigen Fällen werden 50 Prozent der Kosten für das Gutachten er-
stattet. 50 Prozent der Kosten können sofort ausgezahlt werden. Im Falle einer 
mehr als 50-prozentigen Kostenübernahme wird der restliche Betrag nach Ab-
schluss der Gesamtmaßnahme erstattet. 

(5) Für Antragsteller, die vorsteuerabzugsberechtigt sind, gehört die Umsatzsteuer 
nicht zu den anerkennungsfähigen Kosten. 
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§ 5 Kumulation/Sonstige Förderbestimmungen 
(1) Eine Kumulation mit anderen Förderprogrammen (zum Beispiel Kreditanstalt für 

Wiederaufbau (KfW)/Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), 
Förderprogramm energetische Altbausanierung der Stadt Oldenburg) ist zuläs-
sig, soweit es diese Förderprogramme ermöglichen. 

(2) Eine Kumulation mit den Wohnraumfördermitteln des Landes Niedersachsen ist 
gemäß Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen in der Neufas-
sung vom Dezember 2022 grundsätzlich nicht möglich.  

(3) Die Zuschüsse anderer Förderprogramme werden vor Ermittlung des Kostener-
stattungsbetrages von den anerkennungsfähigen Kosten abgezogen. 

§ 6 Antragsverfahren 
(1) Die Kostenerstattung muss schriftlich unter Verwendung des anliegenden 

Formblattes (Anlage 3) mit allen darin geforderten Unterlagen bei der Stadt 
Oldenburg beantragt werden. 

(2) Über die Förderung entscheidet die Verwaltung der Stadt Oldenburg nach Maß-
gabe dieser Richtlinie, solange und soweit Haushaltsmittel für das Programm 
bereitstehen. 

(3) Der Vertrag zur Erstattung der Kosten für ein Modernisierungsgutachten gemäß 
§ 3 Absatz 4 ist vor Beginn der Arbeiten zur Erstellung des Gutachtens mit der 
Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestraße 1 a, 26105 Oldenburg, zu 
schließen. 

(4) Nach Vorlage und Prüfung des Modernisierungsgutachtens ist vor Beginn der 
Arbeiten der Modernisierung ein Vertrag zur Übernahme der anteiligen Kosten 
der Modernisierung mit der Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestraße 
1 a, 26105 Oldenburg, zu schließen. 

§ 7 Auszahlung der Fördermittel 
(1) Die Auszahlung des Kostenerstattungsbetrages erfolgt nach Abschluss der 

Maßnahme unbar auf ein Konto der/des Antragstellenden. 

(2) Die Frist zum Abschluss der Maßnahme und zur Vorlage der Unterlagen wird in 
der Modernisierungsvereinbarung geregelt. 

(3) Der Abschluss der Maßnahmen ist durch die Antragstellenden vollständig text-
lich und fotografisch in digitaler Form zu dokumentieren. Die Abrechnung und 
abschließende Feststellung der Förderhöhe setzt voraus, dass die Antragstel-
lenden ihr Einverständnis mit der Veröffentlichung der eingereichten Unterlagen 
durch die Stadt Oldenburg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Be-
richtspflicht gegenüber Bundes- und Landesbehörden sowie im Rahmen der 
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Öffentlichkeitsarbeit und Dokumentation des Sanierungsverfahrens erklären. 
Die Stadt Oldenburg behält sich eine Inaugenscheinnahme nach Abschluss vor.  

(4) Die Antragstellenden weisen der Stadt Oldenburg sämtliche Ausgaben durch 
Vorlage von Rechnungen nach.  

(5) Die Rechnungen sind von der/dem Bauvorlageberechtigten fachlich zu prüfen 
und frei zu zeichnen und in Analogie zum Modernisierungsgutachten zusam-
menzustellen. Mögliche Nachlässe sind dabei zu berücksichtigen. 

(6) Die Rechnungen müssen auf die/den Antragstellenden ausgestellt sein. 

(7) Zahlungsnachweise beziehungsweise Kontoauszüge sind vorzulegen. 

(8) Bewilligungsbescheide oder Negativbescheide anderer Fördermittel sind vorzu-
legen. 

(9) Weiterhin ist zu bestätigen, dass die Maßnahme gemäß Modernisierungsgut-
achten umgesetzt wurde und alle Rechnungen sich auf das betreffende Vorha-
ben beziehen.  

(10) Sofern Eigenleistungen erbracht werden, ist das von der/dem Bauvorlagebe-
rechtigten abgezeichnete Bautagebuch nach Gewerken inklusive Stundennach-
weis einzureichen. 

(11) Die Abrechnung und abschließende Feststellung der Förderungshöhe erfolgt 
durch die Stadt Oldenburg auf Grundlage der tatsächlich entstandenen Kosten 
und unter Berücksichtigung anderer Fördermittel. 

§ 8 Rückforderung 
(1) Werden nachträglich Tatsachen bekannt, aus denen sich ergibt, dass die Kos-

tenerstattung aufgrund falscher oder unvollständiger Angaben gewährt wurde, 
ist die gewährte Kostenerstattung zurückzuzahlen.  

(2) Die Kostenerstattung ist zurückzuzahlen, wenn die Fördervoraussetzungen 
nicht erfüllt werden. Dies gilt insbesondere, wenn das Förderobjekt innerhalb 
von zehn Jahren nach Auszahlung der Fördermittel anderen als Wohnzwecken 
zugeführt wird oder innerhalb von 30 Jahren nach Auszahlung der Fördermittel 
abgerissen wird; der zurückzuzahlende Betrag beläuft sich für das Kalenderjahr 
der Nutzungsänderung beziehungsweise des Abrisses und die Folgejahre auf 
jeweils 1/10 beziehungsweise 1/30 der Fördersumme. 

§ 9 Abweichen von den Regelungen 
(1) Ein Abweichen von diesen Regelungen ist in Absprache mit der Stadt Olden-

burg und im Rahmen der Regelungen der R-StBauF möglich, wenn sich die 
Ziele der Sanierung auf dieser Grundlage nicht erreichen lassen. Eine entspre-
chende vertragliche Vereinbarung ist erforderlich.  



- 9 - 
 

§ 10 Inkrafttreten  
(1)  Diese Richtlinie tritt am Tag nach dem Beschluss des Rates der Stadt Olden-

burg in Kraft und ersetzt die bisher gültige Richtlinie vom 22. Januar 2018. 

Anlagen: 
1. Lageplan mit Geltungsbereich des Sanierungsgebietes „Käthe-Kollwitz-Straße/ 

Hoffkamp“ 
2. Anforderungen an die Inhalte des Modernisierungsgutachtens 
3. Antragsmuster auf Förderung für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnah-

men 
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Wo bekomme ich weitere Informationen?  
Zur Unterstützung aller Maßnahmen im Sanierungsgebiet sind eine Vielzahl von För-
derprogrammen und Sonderregelungen heranzuziehen. Eine ausführliche Informa-
tion und Einzelberatung ist hierzu unerlässlich.  

Sollten Sie Fragen zur Sanierung haben, wenden Sie sich gerne an die  

Sanierungsstelle im Fachdienst  
Städtebau und Stadterneuerung  
der Stadt Oldenburg 
Industriestraße 1 a 
26105 Oldenburg. 

Hier steht Ihnen als Gesprächspartnerin Elke Dannemann zur Verfügung. 

Sie erreichen Frau Dannemann unter der Telefonnummer 0441 235-2398 oder per 
E-Mail: elke.dannemann@stadt-oldenburg.de. 

Energieberatung für Gebäudesanierung und Nutzung (energetische Förderpro-
gramme) 
Fachdienst Klimaschutz  
Industriestraße 1 a 
26105 Oldenburg.  

Hier steht Ihnen als Gesprächspartner Reiner Dunker zur Verfügung.  

Sie erreichen Herrn Dunker unter der Telefonnummer 0441 235-32 44 oder per 
E-Mail: reiner.dunker@stadt-oldenburg.de. 

  

mailto:elke.dannemann@stadt-oldenburg.de
mailto:reiner.dunker@stadt-oldenburg.de
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 Anlage 1  
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 Anlage 2 

Anforderungen an die Inhalte 

eines Modernisierungsgutachtens 

 

Der Antrag auf Städtebauförderung einer Modernisierungsmaßnahme ist 

• an die Stadt Oldenburg in 3-facher Ausfertigung (Papier) sowie  

• digital abzugeben. 

Grundlage für die Ermittlung der Kostenerstattung im Rahmen der Städtebauförde-
rung ist ein Modernisierungsgutachten einer/eines Bauvorlageberechtigten.  

Angaben zum Objekt: 

 Anschrift des Objektes, 
 Eigentümerin/Eigentümer/Bauherrschaft, 
 Architektin/Architekt/Bauvorlagenbrechtigte/Bauvorlagenbrechtigter 
 Lageplan Maßstab: 1 zu 1.000/Maßstab: 1 zu 500, gegebenenfalls mit Außen-

anlagen, 
 Baujahr des Gebäudes, 
 Informationen zu gegebenenfalls bereits erfolgten baulichen Maßnahmen  

(Modernisierung, Sanierung, Instandhaltung, Renovierung, Reparaturen), 
 gegebenenfalls Berechnung der Wohn- und Nutzflächen vor und nach Moder-

nisierung, 
 gegebenenfalls aktuelle Mieterträge (vor Modernisierung) und angestrebte 

Mieten nach Modernisierung. 

Bestandsuntersuchung und Mängelliste 

 Detaillierte Beschreibung des baulichen Zustandes einschließlich energeti-
scher Kennwerte für Gebäudehülle und Anlagentechnik nach Gebäudeener-
giegesetz (GEG), 

 Mängelliste: funktional, gestalterisch, Außenanlagen (nach Bauteilen), 
 aktuelle Bestandspläne, 
 Fotodokumentation (Ansichten, Mängel, gestalterische Details), 
 Angabe der Nutzungen vor und nach Modernisierung (inklusive Zuordnung 

der Flächen), 
 zusammenfassende Bewertung des Bestandes und Schlussfolgerungen für 

Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen, 
 Energiebedarfsausweis oder Energieverbrauchsausweis nach GEG. 
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Maßnahmenempfehlungen 

• entsprechend der Mängelliste, 

• nach Bauteilen (DIN 276), nicht nach Gewerken, 

o gegebenenfalls Belege, zum Beispiel Darstellung der Planung:  
Grundrisse, Schnitte, Fassaden  
Angaben zu Materialien  
Darstellung der geplanten Gestaltung der Außenanlagen  

 Begründung und Darstellung von Bauabschnitten (Maßnahmen und Kosten) 
bei abschnittsweiser Durchführung, 

 Berücksichtigung energetischer Aspekte (es gelten die technischen Mindest-
anforderungen des Programms Bundesförderung für effiziente Gebäude 
(BEG)). 

Kostenermittlung  

 Kostenberechnung nach DIN 276, zweite Gliederungsebene, 

• Darstellung und Berechnung der Eigenleistung, 

 bei Leistungen mit eigenem Unternehmen: Angebote sind einzuholen, das 
wirtschaftlichste Angebot wird zugrunde gelegt. 

Andere Fördermittel  

• Im Zusammenhang mit der Antragstellung ist durch die/den Antragstellende 
zu prüfen, ob Anspruch auf Wohnraumfördermittel besteht (Ansprechpartner: 
Wohnraumförderstelle der Stadt Oldenburg). 

• Im Zusammenhang mit dem Gutachten ist darzustellen, welche sonstigen För-
dermittel im Hinblick auf eine Inanspruchnahme geprüft wurden - insbesonde-
re BEG-Mittel sowie gegebenenfalls Förderprogramm energetische Altbausa-
nierung der Stadt Oldenburg. 

• Vorlage der jeweiligen Bewilligungsbescheide/Ablehnungsbescheide. 

Sonstiges 

• Restnutzungsdauer nach Modernisierung und Instandsetzung, 

• gegebenenfalls Antrag auf Inanspruchnahme steuerlicher Absetzungen nach 
§§ 7 h und 10 f des Einkommenssteuergesetzes (EStG), 

• Auskunft zur Vorsteuerabzugsberechtigung bezogen auf das Objekt, 
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Nach Fertigstellung: 

Abrechnung - entsprechend der Maßnahmenliste und Kostenschätzung des Moder-
nisierungsgutachtens: 

• Nachweis der Antragstellerin/des Antragstellers, dass die Rechnungen bezahlt 
wurden (zum Beispiel Kontoauszüge im PDF-Format). 

• Nachweis, dass im Zuge der Umsetzung jeweils drei Angebote eingeholt wur-
den. 

• Bestätigung des Bauvorlageberechtigten, dass die Maßnahme entsprechend 
Gutachten ausgeführt wurde, dass sich alle Rechnungen auf das Vorhaben 
beziehen, alle Arbeiten sach- und fachgerecht ausgeführt wurden und dass 
das Vergaberecht/die ANBest-P (Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwen-
dungen zur Projektförderung) eingehalten wurde. 

• Bautagebuch mit entsprechender Bestätigung des Bauvorlageberechtigten. 

• Nachweise/Bestätigung der Antragstellenden bezüglich anderer Fördermittel. 
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 Anlage 3 

Antragstellende: Name, Anschrift 

Stadt Oldenburg 
Fachdienst Städtebau und Stadterneuerung 
26105 Oldenburg 

Städtebauförderungsprogramm „Sozialer Zusammenhalt - Zusammenleben im 
Quartier gemeinsam gestalten“ in  

„Oldenburg - Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“: 

Antrag auf Gewährung von Fördermitteln aus dem Städtebauförderungspro-
gramm 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit beantrage/beantragen ich/wir Zuwendungen aus dem Städtebauförderungs-
programm „Soziale Stadt“ für folgende Maßnahme (bitte Auswahl treffen):  

1. ☐ Modernisierung und Instandsetzung des Gebäudes   
2. ☐ Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens für das  

 Gebäude   

Antragstellende: 

Name:   
Telefon:   
E-Mail:   
Anschrift:   

Für das Objekt (Straße, Hausnummer):   
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Maßnahmenbeschreibung:  

  

  

  

  

  

  

  

Sind neben den hier beantragten Städtebauförderungsmitteln weitere Fördermittel 
beantragt? 

☐ Nein 

☐ Ja Welche:  

  

Anlagen zum Antrag: 

☐ Eigentumsnachweis (zum Beispiel Grundbuchauszug, Auszug aus dem Liegen-
schaftskataster), 

☐ Angebot für das Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Förderung des 
Modernisierungsgutachtens), 

☐ Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Förderung der Modernisierung), 

Ich/wir versichere/versichern hiermit die Vollständigkeit und die Richtigkeit der vor-
stehenden Angaben. 

Mir/uns ist bekannt, dass die Stadt Oldenburg zu statistischen Zwecken und Doku-
mentationszwecken anonymisiert über dieses Modernisierungsvorhaben berichtet. 

Die „Richtlinie der Stadt Oldenburg über die Erstattung von Kosten für die Moderni-
sierung und Instandsetzung von Gebäuden im Sanierungsgebiet Käthe-Kollwitz-
Straße/Hoffkamp“ habe ich zur Kenntnis genommen. 

Datum:   

  
Unterschrift 
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 Anlage 4 
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Hinweise: 

Ohne vollständige Angaben ist eine zügige Bearbeitung des Antrages nicht gewähr-
leistet. Ein Baubeginn vor Abschluss einer Fördervereinbarung führt zum Förderaus-
schluss. Grundsätzlich können Maßnahmen, die vor der allseitigen Unterzeichnung 
einer Fördervereinbarung mit der Stadt Oldenburg (Modernisierungsvertrag) begon-
nen wurden, nicht mehr gefördert werden. Als Baubeginn zählt bereits der Abschluss 
eines Bauauftrages.  

Die städtische Förderrichtlinie kann unter www.oldenburg.de/kks eingesehen 
werden. 

Neben den Städtebauförderungsmitteln können für bauliche Maßnahmen (Herstel-
lungskosten) an Gebäuden in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten und städte-
baulichen Entwicklungsbereichen steuerliche Vergünstigungen nach den §§ 7 h und 
10 f des Einkommenssteuergesetzes beantragt werden. Diese Angabe ist als allge-
meiner Hinweis zu verstehen. Wir empfehlen Ihnen ausdrücklich, eine Steuerberate-
rin/einen Steuerberater zu konsultieren. 

Datenschutzerklärung: 

Die Erhebung der in diesem Antrag enthaltenen personenbezogenen Daten ist zur 
Vorbereitung und Durchführung der Baumaßnahme erforderlich. Die/der Antragstel-
lerin/Antragsteller willigt hierin ein. Ihr/ihm ist bekannt, dass diese personenbezoge-
nen Daten in Verfahrensakten beziehungsweise EDV-Systemen gespeichert, verän-
dert oder gelöscht werden können. Er ist damit einverstanden, dass diese Angaben 
an die im Rahmen der Modernisierung und Instandsetzung zu beteiligenden Stellen 
(Stadt Oldenburg, Sanierungsbeauftragter, NBank, Bundes- und Landesbehörden) 
unmittelbar weitergeleitet werden, soweit dies erforderlich ist. Eine Übertragung der 
Daten gemäß Artikel 49 Absatz 1 a Datenschutzgrundverordnung an Drittstaaten, die 
kein den Anforderungen der Europäischen Union an den Datenschutz genügendes 
Schutzniveau bieten, findet nicht statt. 

Ferner erklärt die/der Antragstellende mit untenstehender Unterschrift ihr/sein Einver-
ständnis zur Veröffentlichung von Bildern und Datenmaterial durch die Stadt Olden-
burg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Berichtspflicht gegenüber Bun-
des- und Landesbehörden sowie im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Dokumen-
tation des Sanierungsverfahrens. 

Die Einwilligung kann jederzeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zu-
kunft abgeändert oder gänzlich widerrufen werden. Durch den Widerruf der Einwilli-
gung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolg-
ten Verarbeitung nicht berührt. 

Datum:   

  
Unterschrift 

https://www.oldenburg.de/kks
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	Das Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ ist ein verdichtetes Wohngebiet mit überwiegend Geschosswohnbauten der 60er und 70er Jahre des letzten Jahrhunderts. Das Gebiet wurde als typisches Wohnquartier dieser Zeit mit einem hohen Anteil von Verkehrsflächen und großzügigen Frei- und Grünräumen zwischen den Gebäuden errichtet. Die Nutzung wird überwiegend vom Wohnen bestimmt. Das Gebiet wird von der A 293 durchquert, was zu entsprechend hohen Lärmemissionen führt. 
	Trotz der hohen Wohndichte sind außer einer Kindertagesstätte keine sozialen Einrichtungen im Gebiet vorhanden. Strukturen der Selbstorganisation unter der Bewohnerschaft sind nicht erkennbar.
	Die monotone Bauweise, der Bauzustand mit erheblichen Modernisierungsrückständen in den Geschosswohnbauten, die stadtrandnahe Lage, die Lage an der A 293, das Fehlen von Nutzungsmischungen und weitere Gründe führten zu einem vergleichsweise niedrigen Mietniveau, das über einen längeren Zeitraum bestimmte Zielgruppen anzog. Das geringe Mietniveau und kaum vorhandene Optionen einer Mietpreissteigerung bei den Eigentümerunternehmen führten zu einem Modernisierungsrückstand in den Geschosswohnbauten und einer eintönigen Gestaltung des Wohnumfeldes. Der gebäudebezogene Freiraum ist funktional und gestalterisch als Aufenthaltsraum außerhalb der Wohnung nicht geeignet.
	Gleichzeitig hat das Gebiet eine wichtige Funktion im gesamtstädtischen Wohnungsmarkt, weil in anderen städtischen Gebieten kaum noch vergleichbar preiswerte Wohnungen verfügbar sind und keine Aussichten für den Neubau von Wohnungen für diese Bewohnergruppen bestehen. Damit kann aber nicht ausgeschlossen werden, dass das Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ sozial und wohnlich stigmatisiert wird. Erste Anzeichen der sozialen Segregation sind bereits erkennbar.
	Um diese Fehlentwicklungen durch Maßnahmen im öffentlichen und privaten Freiraum sowie im Gebäudebestand mindestens aufzuhalten und teilweise zu revidieren, wurde das Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ 2016 in das Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ (seit 2020: Sozialer Zusammenhalt  Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten) aufgenommen.
	Damit stehen in den nächsten Jahren Fördermittel für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an privaten Wohn- und Geschäftsgebäuden im Sanierungsgebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ zur Verfügung.
	☐ Ja Welche: 
	☐ Nein
	☐ Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Förderung der Modernisierung),
	☐ Angebot für das Modernisierungsgutachten (bei Antrag auf Förderung des Modernisierungsgutachtens),
	☐ Eigentumsnachweis (zum Beispiel Grundbuchauszug, Auszug aus dem Liegenschaftskataster),
	☐ Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens für das 
	☐ Modernisierung und Instandsetzung des Gebäudes  
	Gemäß Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen (R-StBauF) kann die Stadt Oldenburg Zuwendungen für private Modernisierungs und Instandsetzungsmaßnahmen als Förderpauschale gewähren. Die Pauschalierung soll auf Grundlage einer städtischen Modernisierungsrichtlinie (Förderrichtlinie) erfolgen.
	Die Stadt Oldenburg fördert im Rahmen ihres Maßnahmenprogramms im Sanierungsgebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ auf schriftlichen Antrag der Eigentümerinnen und Eigentümer oder Erbbauberechtigten Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen an Gebäuden im Fördergebiet im Sinne von Ziffer 5.3.3.1 Absatz 5 c) der R-StBauF in der jeweils gültigen Fassung (Neufassung 2022). Die Förderung dient der Erreichung der Ziele und Zwecke der städtebaulichen Gesamtmaßnahme „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ und soll zu einer gestalterischen und funktionalen Aufwertung im Gebiet und stärkeren sozialen Durchmischung beitragen.
	Der Geltungsbereich dieser Richtlinie ist auf das förmlich festgelegte Sanierungsgebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ – im Weiteren „Fördergebiet“ genannt  räumlich beschränkt (Anlage 1).
	(1) Gegenstand der Förderung ist die Modernisierung der Gebäude im Sanierungsgebiet Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp mit dem Ziel, den Wohnungs- und Gebäudebestand zeitgemäß zu modernisieren und somit sowohl gesunde Wohnbedingungen als auch energetische und städtebauliche Verbesserungen zu schaffen.
	(2) Förderfähig sind nur solche Maßnahmen, die in Übereinstimmung mit den Zielen der Sanierung sowie übergeordneten gesetzlichen Regelungen stehen. Gefördert werden können:
	 Maßnahmen zur Modernisierung und Instandsetzung im Sinne von § 177 Baugesetzbuch (BauGB) des privaten Gebäudebestandes,
	 im Zusammenhang mit Maßnahmen am Gebäude vorgesehene Maßnahmen an den Außenanlagen:
	 Maßnahmen im Außenbereich, die im direkten Funktionszusammenhang stehen (zum Beispiel Fahrradabstellanlagen, Müllsammelplätze),
	 öffentlich zugängliche Spielangebote,
	 Maßnahmen, die der ökologischen Aufwertung dienen (Verbesserung der Biodiversität und des Mikroklimas, Dach-/Fassadenbegrünung, Entsiegelung).
	 Planungsleistungen zur Vorbereitung von Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen (Modernisierungsgutachten, sonstige Gutachten, Planungsleistungen), die von nach der Niedersächsischen Bauordnung (NBauO) vorlageberechtigten Architektur- und Ingenieurbüros erbracht werden.
	 Notwendige Architekten- oder Ingenieurleistungen und Kosten für Sachverständige (einschließlich Leistungen von Energieberatern und Ähnliches) werden auf der Grundlage der Vergütungsregelungen der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) in der jeweils gültigen Fassung beziehungsweise der Vergütungsvorschläge des Ausschusses der Verbände und Kammern der Ingenieure und Architekten für die Honorarordnung e. V. (AHO) gefördert.
	 Die Förderung verfolgt den Zweck der Mängel- und Missstandsbeseitigung im Sanierungsgebiet. Die Maßnahmen müssen im Einklang mit den städtebaulichen und nachhaltigen Zielvorstellungen der Stadt Oldenburg gemäß den Vorbereitenden Untersuchungen einschließlich der aktuellen Rahmenplanung stehen.
	(3) Nicht förderfähig sind:
	 Reine Instandhaltungs- und Reparaturarbeiten,
	 Maßnahmen, die den im Fördergebiet üblichen durchschnittlichen baulichen Standard wesentlich überschreiten (Luxusmodernisierungen),
	 Maßnahmen, die die Ortstypik des Gebäudes erheblich verändern,
	 Wohnflächenerweiterungen.
	(1) Antragsberechtigt sind Privatpersonen, Eigentümergemeinschaften, kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, Unternehmen der Wohnungswirtschaft sowie Vereine, Verbände und gemeinnützige Stiftungen, wenn es sich dabei jeweils um die Eigentümerinnen und Eigentümer oder Erbbauberechtigte handelt.
	(2) Die Antragsberechtigung von Gemeindeverbänden und sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts ist im Einzelfall zu prüfen.
	(3) Der Bund und die Länder sind nicht antragsberechtigt.
	(1) Das zu fördernde Gebäude muss mindestens 30 Jahre alt sein.
	(2) Die Modernisierungsmaßnahmen sollen das Mietniveau nicht oder nur gering erhöhen. Vereinbarungen hierzu werden im Zusammenhang mit der Modernisierungsvereinbarung gemäß § 6 getroffen.
	(3) Bis zum Abschluss einer Modernisierungsvereinbarung gemäß § 6 Absatz 3 darf mit dem Vorhaben nicht begonnen werden.
	(4) Grundlage für die Modernisierungsvereinbarung und die Ermittlung des Förder- beziehungsweise Kostenerstattungsbetrages stellt ein Modernisierungsgutachten dar. Dieses ist durch eine Bauvorlageberechtigte/einen Bauvorlagerberechtigten zu erstellen. Bestandteil des Gutachtens ist unter anderem eine Kostenermittlung nach DIN 276. Die Mindestanforderungen für den Inhalt des Modernisierungsgutachtens gemäß Anlage 2 sind einzuhalten. Grundlage der Erstattung der Kosten für das Modernisierungsgutachten ist eine vor Beauftragung zu schließende Vereinbarung zwischen der/dem Antragstellenden und der Stadt Oldenburg über die Förderung des Modernisierungsgutachtens (vergleiche § 6 Absatz 3).
	(5) Änderungen im Umfang und Inhalt der Maßnahmen sind der Stadt Oldenburg unverzüglich anzuzeigen und von der Stadt Oldenburg zu genehmigen; eine Anpassung der Modernisierungsvereinbarung ist gegebenenfalls erforderlich. Vorher nicht vereinbarte beziehungsweise angezeigte Maßnahmen werden nicht gefördert. Abweichungen von den Antrags- und Vertragsgrundlagen können zum Verlust der Förderung in Teilen oder insgesamt führen.
	(6) Die Begleitung der Umsetzung der Maßnahme durch eine/einen Bauvorlageberechtigte/ Bauvorlageberechtigten ist zwingend erforderlich.
	(7) Die Maßnahmen müssen nachhaltig bauliche, städtebauliche und gestalterische Missstände sowie Mängel beseitigen. Die Restnutzungsdauer nach Abschluss der Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen muss mindestens 30 Jahre betragen. Das Gebäude ist laufend instand zu halten.
	(8) Den Grundsätzen des fachgerechten Bauens und den Regeln der Bautechnik ist Rechnung zu tragen. Die bauordnungsrechtliche Zulässigkeit der Maßnahmen muss gegeben sein. Die geförderten Maßnahmen müssen grundsätzlich wirtschaftlich und technisch sinnvoll umsetzbar sein. Die Kosten der Modernisierung und Instandsetzung dürfen die Kosten eines vergleichbaren Neubaus nicht überschreiten.
	(9) Die technischen Standards des Programms „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ sind auch für den Einsatz der Städtebaufördermittel maßgeblich (technische Mindestanforderungen).
	(10) Der Einsatz der Städtebaufördermittel erfolgt nachrangig. Es ist zu prüfen, welche anderen Fördermittel eingesetzt werden können (zum Beispiel Fördermittel des Programms „Bundesförderung für effiziente Gebäude“ (BEG), Mittel des städtischen Programms zur energetischen Altbausanierung und/oder der Wohnungsbauförderung des Landes Niedersachsen). Die Prüfung ist nachzuweisen durch Negativbescheid beziehungsweise Begründung, warum eine Antragstellung nicht möglich ist.
	(11) Maßnahmen können in mehreren Abschnitten und über einen Zeitraum von maximal drei Jahren durchgeführt werden, wenn es aus technischen, wirtschaftlichen oder sozialen Gründen zweckmäßig ist. Diese Teilmaßnahmen müssen Bestandteil eines Gesamtmodernisierungskonzeptes/eines Modernisierungsvertrages sein. Es muss sich weiterhin um in sich abgeschlossene bauliche Leistungen handeln. Die jeweilige Regelung wird in die Modernisierungsvereinbarung aufgenommen.
	(12) Mehrere Vereinbarungen für eine Liegenschaft können nicht abgeschlossen werden.
	(13) Mit der Durchführung der Sanierungsmaßnahmen dürfen nur Fachhandwerksbetriebe beauftragt werden, mit Ausnahme der in Punkt 14 aufgeführten Leistungen.
	(14) Eigenleistungen werden gefördert, wenn die fachgerechte Durchführung der Maßnahme durch die/den Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten bestätigt wird. Berechtigt zur Erbringung von Eigenleistungen sind die/der Antragstellende sowie die/der (Ehe-)Partnerin/(Ehe-)Partner, bei juristischen Personen die Organmitglieder beziehungsweise Gesellschafter. Der Kostenanteil der Eigenleistungen darf 30 Prozent der Kosten der gesamten Baumaßnahme nicht überschreiten. Der Aufwand darf mit höchstens 12 Euro pro Stunde bewertet werden. Es ist ein Bautagebuch zu führen und durch die/den begleitende/begleitenden Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten zu bestätigen. Bei Eigenleistungen werden weiterhin die Materialkosten berücksichtigt, welche detailliert nachgewiesen werden müssen. Im Vorfeld ist ein Leistungsverzeichnis mit dem notwendigen Stundenaufwand zu erstellen und einzureichen. Dies ist Bestandteil des abgeschlossenen Vertrages.
	(15) Die Förderung setzt voraus, dass sich die/der Antragstellende mit der Verarbeitung der im Rahmen des Förderprogramms erhobenen Daten einverstanden erklärt. Die Daten können zu statistischen Zwecken anonymisiert genutzt werden. 
	(16) Die Stadt Oldenburg behält sich vor, jederzeit eine Besichtigung der Ausführung der geförderten Maßnahmen durchzuführen.
	(17) Für die Vergabe von Aufträgen im Zuge der Umsetzung gilt, dass grundsätzlich mindestens drei Unternehmen zur Angebotsabgabe aufzufordern sind. Die Angebote müssen vergleichbar sein. Bei umfassenden Maßnahmen kann eine europaweite Ausschreibung erforderlich sein. Das wirtschaftlichste Angebot ist anzunehmen. Im Zuge der Schlussabrechnung ist dies entsprechend zu dokumentieren.
	(18) Die Regelungen der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung (Anlage 4) werden Bestandteil der Modernisierungsvereinbarung und sind durch die Förderempfänger zu berücksichtigen.
	(19) Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
	(20) Die Antragstellenden verpflichten sich, bauliche Maßnahmen und Veränderungen hinsichtlich der Nutzung während des Sanierungszeitraums der Gesamtmaßnahme nur im Einvernehmen mit der Stadt Oldenburg durchzuführen (nach Abschluss der Maßnahme); die Regelung wird in der Modernisierungsvereinbarung konkretisiert.
	(21) Der Fördergegenstand beziehungsweise das Grundstück darf nicht als Spielhalle, Wettbüro, Sexshop, Bordell, für Wohnungsprostitution und ähnliche Nutzungen, die den Zielen der Sanierung im Gebiet „Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ entgegenwirken, verwendet werden.
	(1) Die Zuwendung wird im Wege der Anteilsfinanzierung als Projektförderung in Form einer nicht rückzahlbaren Kostenerstattung gewährt.
	(2) Die Höhe der Kostenerstattung beträgt maximal 30 Prozent der anerkennungsfähigen Kosten beziehungsweise maximal (brutto) 34.000 Euro pro Gebäude (für das Jahr 2023, für Folgejahre zuzüglich einer jährlichen Steigerung um die Teuerungsrate des Baupreisindex, veröffentlicht durch das Statistische Landesamt).
	(3) Die Begleitung der Umsetzung der Maßnahme durch eine/einen Bauvorlageberechtigte/Bauvorlageberechtigten wird im Rahmen der unter Absatz 2 genannten maximalen Kostenerstattung gefördert bis zum maximalen Mindestsatz gemäß HOAI. Umbauzuschläge werden bis zu maximal 20 Prozent anerkannt, Nebenkosten bis zu maximal 5 Prozent.
	(4) Die Kosten für die Erarbeitung eines Modernisierungsgutachtens nach § 3 Absatz 4 dieser Förderrichtlinie können gefördert werden. Im Fall der Umsetzung einer Modernisierungsmaßnahme im Zeitraum von drei Jahren nach Erstellung des Modernisierungsgutachtens erfolgt eine Erstattung der Kosten für das Gutachten bis zu 100 Prozent der sich gemäß Mindestsatz HOAI ergebenden Kosten. In allen übrigen Fällen werden 50 Prozent der Kosten für das Gutachten erstattet. 50 Prozent der Kosten können sofort ausgezahlt werden. Im Falle einer mehr als 50-prozentigen Kostenübernahme wird der restliche Betrag nach Abschluss der Gesamtmaßnahme erstattet.
	(5) Für Antragsteller, die vorsteuerabzugsberechtigt sind, gehört die Umsatzsteuer nicht zu den anerkennungsfähigen Kosten.
	(1) Eine Kumulation mit anderen Förderprogrammen (zum Beispiel Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW)/Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), Förderprogramm energetische Altbausanierung der Stadt Oldenburg) ist zulässig, soweit es diese Förderprogramme ermöglichen.
	(2) Eine Kumulation mit den Wohnraumfördermitteln des Landes Niedersachsen ist gemäß Städtebauförderungsrichtlinie des Landes Niedersachsen in der Neufassung vom Dezember 2022 grundsätzlich nicht möglich. 
	(3) Die Zuschüsse anderer Förderprogramme werden vor Ermittlung des Kostenerstattungsbetrages von den anerkennungsfähigen Kosten abgezogen.
	(1) Die Kostenerstattung muss schriftlich unter Verwendung des anliegenden Formblattes (Anlage 3) mit allen darin geforderten Unterlagen bei der Stadt Oldenburg beantragt werden.
	(2) Über die Förderung entscheidet die Verwaltung der Stadt Oldenburg nach Maßgabe dieser Richtlinie, solange und soweit Haushaltsmittel für das Programm bereitstehen.
	(3) Der Vertrag zur Erstattung der Kosten für ein Modernisierungsgutachten gemäß § 3 Absatz 4 ist vor Beginn der Arbeiten zur Erstellung des Gutachtens mit der Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestraße 1 a, 26105 Oldenburg, zu schließen.
	(4) Nach Vorlage und Prüfung des Modernisierungsgutachtens ist vor Beginn der Arbeiten der Modernisierung ein Vertrag zur Übernahme der anteiligen Kosten der Modernisierung mit der Stadt Oldenburg, Sanierungsstelle, Industriestraße 1 a, 26105 Oldenburg, zu schließen.
	(1) Die Auszahlung des Kostenerstattungsbetrages erfolgt nach Abschluss der Maßnahme unbar auf ein Konto der/des Antragstellenden.
	(2) Die Frist zum Abschluss der Maßnahme und zur Vorlage der Unterlagen wird in der Modernisierungsvereinbarung geregelt.
	(3) Der Abschluss der Maßnahmen ist durch die Antragstellenden vollständig textlich und fotografisch in digitaler Form zu dokumentieren. Die Abrechnung und abschließende Feststellung der Förderhöhe setzt voraus, dass die Antragstellenden ihr Einverständnis mit der Veröffentlichung der eingereichten Unterlagen durch die Stadt Oldenburg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Berichtspflicht gegenüber Bundes- und Landesbehörden sowie im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Dokumentation des Sanierungsverfahrens erklären. Die Stadt Oldenburg behält sich eine Inaugenscheinnahme nach Abschluss vor. 
	(4) Die Antragstellenden weisen der Stadt Oldenburg sämtliche Ausgaben durch Vorlage von Rechnungen nach. 
	(5) Die Rechnungen sind von der/dem Bauvorlageberechtigten fachlich zu prüfen und frei zu zeichnen und in Analogie zum Modernisierungsgutachten zusammenzustellen. Mögliche Nachlässe sind dabei zu berücksichtigen.
	(6) Die Rechnungen müssen auf die/den Antragstellenden ausgestellt sein.
	(7) Zahlungsnachweise beziehungsweise Kontoauszüge sind vorzulegen.
	(8) Bewilligungsbescheide oder Negativbescheide anderer Fördermittel sind vorzulegen.
	(9) Weiterhin ist zu bestätigen, dass die Maßnahme gemäß Modernisierungsgutachten umgesetzt wurde und alle Rechnungen sich auf das betreffende Vorhaben beziehen. 
	(10) Sofern Eigenleistungen erbracht werden, ist das von der/dem Bauvorlageberechtigten abgezeichnete Bautagebuch nach Gewerken inklusive Stundennachweis einzureichen.
	(11) Die Abrechnung und abschließende Feststellung der Förderungshöhe erfolgt durch die Stadt Oldenburg auf Grundlage der tatsächlich entstandenen Kosten und unter Berücksichtigung anderer Fördermittel.
	(1) Werden nachträglich Tatsachen bekannt, aus denen sich ergibt, dass die Kostenerstattung aufgrund falscher oder unvollständiger Angaben gewährt wurde, ist die gewährte Kostenerstattung zurückzuzahlen. 
	(2) Die Kostenerstattung ist zurückzuzahlen, wenn die Fördervoraussetzungen nicht erfüllt werden. Dies gilt insbesondere, wenn das Förderobjekt innerhalb von zehn Jahren nach Auszahlung der Fördermittel anderen als Wohnzwecken zugeführt wird oder innerhalb von 30 Jahren nach Auszahlung der Fördermittel abgerissen wird; der zurückzuzahlende Betrag beläuft sich für das Kalenderjahr der Nutzungsänderung beziehungsweise des Abrisses und die Folgejahre auf jeweils 1/10 beziehungsweise 1/30 der Fördersumme.
	(1) Ein Abweichen von diesen Regelungen ist in Absprache mit der Stadt Oldenburg und im Rahmen der Regelungen der R-StBauF möglich, wenn sich die Ziele der Sanierung auf dieser Grundlage nicht erreichen lassen. Eine entsprechende vertragliche Vereinbarung ist erforderlich. 
	(1)  Diese Richtlinie tritt am Tag nach dem Beschluss des Rates der Stadt Oldenburg in Kraft und ersetzt die bisher gültige Richtlinie vom 22. Januar 2018.
	Anlagen:
	1. Lageplan mit Geltungsbereich des Sanierungsgebietes „Käthe-Kollwitz-Straße/ Hoffkamp“
	2. Anforderungen an die Inhalte des Modernisierungsgutachtens
	3. Antragsmuster auf Förderung für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen
	Zur Unterstützung aller Maßnahmen im Sanierungsgebiet sind eine Vielzahl von Förderprogrammen und Sonderregelungen heranzuziehen. Eine ausführliche Information und Einzelberatung ist hierzu unerlässlich. 
	Sollten Sie Fragen zur Sanierung haben, wenden Sie sich gerne an die 
	Sanierungsstelle im Fachdienst Städtebau und Stadterneuerung der Stadt OldenburgIndustriestraße 1 a26105 Oldenburg.
	Hier steht Ihnen als Gesprächspartnerin Elke Dannemann zur Verfügung.
	Sie erreichen Frau Dannemann unter der Telefonnummer 0441 235-2398 oder per EMail: elke.dannemann@stadt-oldenburg.de.
	Energieberatung für Gebäudesanierung und Nutzung (energetische Förderprogramme)Fachdienst Klimaschutz Industriestraße 1 a26105 Oldenburg. 
	Hier steht Ihnen als Gesprächspartner Reiner Dunker zur Verfügung. 
	Sie erreichen Herrn Dunker unter der Telefonnummer 0441 235-32 44 oder per EMail: reiner.dunker@stadt-oldenburg.de.
	/
	Der Antrag auf Städtebauförderung einer Modernisierungsmaßnahme ist
	 an die Stadt Oldenburg in 3-facher Ausfertigung (Papier) sowie 
	 digital abzugeben.
	Grundlage für die Ermittlung der Kostenerstattung im Rahmen der Städtebauförderung ist ein Modernisierungsgutachten einer/eines Bauvorlageberechtigten. 
	 Anschrift des Objektes,
	 Eigentümerin/Eigentümer/Bauherrschaft,
	 Architektin/Architekt/Bauvorlagenbrechtigte/Bauvorlagenbrechtigter
	 Lageplan Maßstab: 1 zu 1.000/Maßstab: 1 zu 500, gegebenenfalls mit Außenanlagen,
	 Baujahr des Gebäudes,
	 Informationen zu gegebenenfalls bereits erfolgten baulichen Maßnahmen (Modernisierung, Sanierung, Instandhaltung, Renovierung, Reparaturen),
	 gegebenenfalls Berechnung der Wohn- und Nutzflächen vor und nach Modernisierung,
	 gegebenenfalls aktuelle Mieterträge (vor Modernisierung) und angestrebte Mieten nach Modernisierung.
	 Detaillierte Beschreibung des baulichen Zustandes einschließlich energetischer Kennwerte für Gebäudehülle und Anlagentechnik nach Gebäudeenergiegesetz (GEG),
	 Mängelliste: funktional, gestalterisch, Außenanlagen (nach Bauteilen),
	 aktuelle Bestandspläne,
	 Fotodokumentation (Ansichten, Mängel, gestalterische Details),
	 Angabe der Nutzungen vor und nach Modernisierung (inklusive Zuordnung der Flächen),
	 zusammenfassende Bewertung des Bestandes und Schlussfolgerungen für Modernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen,
	 Energiebedarfsausweis oder Energieverbrauchsausweis nach GEG.
	 entsprechend der Mängelliste,
	 nach Bauteilen (DIN 276), nicht nach Gewerken,
	o gegebenenfalls Belege, zum Beispiel Darstellung der Planung: Grundrisse, Schnitte, Fassaden Angaben zu Materialien Darstellung der geplanten Gestaltung der Außenanlagen 
	 Begründung und Darstellung von Bauabschnitten (Maßnahmen und Kosten) bei abschnittsweiser Durchführung,
	 Berücksichtigung energetischer Aspekte (es gelten die technischen Mindestanforderungen des Programms Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG)).
	 Kostenberechnung nach DIN 276, zweite Gliederungsebene,
	 Darstellung und Berechnung der Eigenleistung,
	 bei Leistungen mit eigenem Unternehmen: Angebote sind einzuholen, das wirtschaftlichste Angebot wird zugrunde gelegt.
	 Im Zusammenhang mit der Antragstellung ist durch die/den Antragstellende zu prüfen, ob Anspruch auf Wohnraumfördermittel besteht (Ansprechpartner: Wohnraumförderstelle der Stadt Oldenburg).
	 Im Zusammenhang mit dem Gutachten ist darzustellen, welche sonstigen Fördermittel im Hinblick auf eine Inanspruchnahme geprüft wurden  insbesondere BEG-Mittel sowie gegebenenfalls Förderprogramm energetische Altbausanierung der Stadt Oldenburg.
	 Vorlage der jeweiligen Bewilligungsbescheide/Ablehnungsbescheide.
	 Restnutzungsdauer nach Modernisierung und Instandsetzung,
	 gegebenenfalls Antrag auf Inanspruchnahme steuerlicher Absetzungen nach §§ 7 h und 10 f des Einkommenssteuergesetzes (EStG),
	 Auskunft zur Vorsteuerabzugsberechtigung bezogen auf das Objekt,
	Abrechnung - entsprechend der Maßnahmenliste und Kostenschätzung des Modernisierungsgutachtens:
	 Nachweis der Antragstellerin/des Antragstellers, dass die Rechnungen bezahlt wurden (zum Beispiel Kontoauszüge im PDF-Format).
	 Nachweis, dass im Zuge der Umsetzung jeweils drei Angebote eingeholt wurden.
	 Bestätigung des Bauvorlageberechtigten, dass die Maßnahme entsprechend Gutachten ausgeführt wurde, dass sich alle Rechnungen auf das Vorhaben beziehen, alle Arbeiten sach- und fachgerecht ausgeführt wurden und dass das Vergaberecht/die ANBest-P (Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung) eingehalten wurde.
	 Bautagebuch mit entsprechender Bestätigung des Bauvorlageberechtigten.
	 Nachweise/Bestätigung der Antragstellenden bezüglich anderer Fördermittel.
	Antragstellende: Name, Anschrift
	Stadt OldenburgFachdienst Städtebau und Stadterneuerung26105 Oldenburg
	Städtebauförderungsprogramm „Sozialer Zusammenhalt  Zusammenleben im Quartier gemeinsam gestalten“ in 
	„Oldenburg - Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“:
	Sehr geehrte Damen und Herren,
	hiermit beantrage/beantragen ich/wir Zuwendungen aus dem Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ für folgende Maßnahme (bitte Auswahl treffen): 
	 Gebäude  
	Name:  
	Telefon:  
	E-Mail:  
	Anschrift:  
	Sind neben den hier beantragten Städtebauförderungsmitteln weitere Fördermittel beantragt?
	Ich/wir versichere/versichern hiermit die Vollständigkeit und die Richtigkeit der vorstehenden Angaben.
	Mir/uns ist bekannt, dass die Stadt Oldenburg zu statistischen Zwecken und Dokumentationszwecken anonymisiert über dieses Modernisierungsvorhaben berichtet.
	Die „Richtlinie der Stadt Oldenburg über die Erstattung von Kosten für die Modernisierung und Instandsetzung von Gebäuden im Sanierungsgebiet Käthe-Kollwitz-Straße/Hoffkamp“ habe ich zur Kenntnis genommen.
	Datum:  
	 Unterschrift
	/
	/
	//
	Ohne vollständige Angaben ist eine zügige Bearbeitung des Antrages nicht gewährleistet. Ein Baubeginn vor Abschluss einer Fördervereinbarung führt zum Förderausschluss. Grundsätzlich können Maßnahmen, die vor der allseitigen Unterzeichnung einer Fördervereinbarung mit der Stadt Oldenburg (Modernisierungsvertrag) begonnen wurden, nicht mehr gefördert werden. Als Baubeginn zählt bereits der Abschluss eines Bauauftrages. 
	Die städtische Förderrichtlinie kann unter www.oldenburg.de/kks eingesehen werden.
	Neben den Städtebauförderungsmitteln können für bauliche Maßnahmen (Herstellungskosten) an Gebäuden in förmlich festgelegten Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen steuerliche Vergünstigungen nach den §§ 7 h und 10 f des Einkommenssteuergesetzes beantragt werden. Diese Angabe ist als allgemeiner Hinweis zu verstehen. Wir empfehlen Ihnen ausdrücklich, eine Steuerberaterin/einen Steuerberater zu konsultieren.
	Die Erhebung der in diesem Antrag enthaltenen personenbezogenen Daten ist zur Vorbereitung und Durchführung der Baumaßnahme erforderlich. Die/der Antragstellerin/Antragsteller willigt hierin ein. Ihr/ihm ist bekannt, dass diese personenbezogenen Daten in Verfahrensakten beziehungsweise EDV-Systemen gespeichert, verändert oder gelöscht werden können. Er ist damit einverstanden, dass diese Angaben an die im Rahmen der Modernisierung und Instandsetzung zu beteiligenden Stellen (Stadt Oldenburg, Sanierungsbeauftragter, NBank, Bundes- und Landesbehörden) unmittelbar weitergeleitet werden, soweit dies erforderlich ist. Eine Übertragung der Daten gemäß Artikel 49 Absatz 1 a Datenschutzgrundverordnung an Drittstaaten, die kein den Anforderungen der Europäischen Union an den Datenschutz genügendes Schutzniveau bieten, findet nicht statt.
	Ferner erklärt die/der Antragstellende mit untenstehender Unterschrift ihr/sein Einverständnis zur Veröffentlichung von Bildern und Datenmaterial durch die Stadt Oldenburg und den Sanierungsbeauftragten im Zuge der Berichtspflicht gegenüber Bundes- und Landesbehörden sowie im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit und Dokumentation des Sanierungsverfahrens.
	Die Einwilligung kann jederzeit ohne Angabe von Gründen mit Wirkung für die Zukunft abgeändert oder gänzlich widerrufen werden. Durch den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt.
	Datum:  
	 Unterschrift

